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Deutscher 
Caritasverband e.V. 

 

Beschlüsse 
der Bundeskommission 
vom 10. Oktober 2013 
 
 
 

A. 
 

Beschlüsse 
 

I. 
 

1. In § 15 der Anlage 33 zu den AVR wird folgender neuer Absatz 2a eingefügt: 
 
„(2a) Für die Jahressonderzahlung von Mitarbeitern in der Entgeltgruppe S9, Ent-
wicklungsstufe 6, findet der in Absatz 2 Satz 1 für die Entgeltgruppen 1 bis 8 aus-
gewiesene Prozentsatz Anwendung.“ 
 

2. Diese Änderung tritt zum 01.11.2013 in Kraft. 

 
II. 

 
1. § 2 Abs. 3 der Anlage 22 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst: 

 
„ (3) 1Bei der Alltagsbegleitung handelt es sich nicht um ein Angebot nach § 45b 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 SGB XI, nicht um eine Leistung der häuslichen Krankenpflege 
nach § 37 SGB V und  nicht um eine Pflegesachleistung nach § 36 SGB XI mit 
Ausnahme der betreuerischen Angebote, die nach § 36 SGB XI abgerechnet wer-
den können.“ 
 

2. Diese Änderung tritt zum 1. Oktober 2013 in Kraft. 

 
III. 

 
1. In die AVR wird eine neue Anlage 23 – Besondere Regelungen für Fahrdienste – 

eingefügt, die wie folgt lautet: 
 
„Anlage 23  
Besondere Regelungen für Fahrdienste  
 
Präambel 
 
1Durch die wettbewerbsbedingte Lohnspirale nach unten und die gleichzeitig 
nicht ausreichende Refinanzierung ist es zur Sicherung der Arbeitsplätze im Be-
reich der Fahrdienste notwendig, eine Sonderregelung der Vergütung für den Be-
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reich Fahrdienste in den AVR zu schaffen. 2Die Arbeitsrechtliche Kommission 
wird sich für die Einführung eines Mindestlohns in diesem Bereich einsetzen. 3Die 
Arbeitsrechtliche Kommission beauftragt die Leitungsausschüsse der beiden Sei-
ten, zu einem geeigneten Zeitpunkt gemeinsam einen Antrag auf Festsetzung ei-
nes Mindestlohns in diesem Bereich beim zuständigen Bundesministerium zu 
stellen. 
 
§ 1 Geltungsbereich 
 
Diese Regelung gilt für Mitarbeiter in Fahrdiensten.  
 
§ 2 Definition  
 
Fahrdienste im Sinne dieser Regelung umfassen den Transport von Menschen mit 
Mobilitätseinschränkungen, Behinderten und Kranken im Linien- oder Individual-
fahrdienst sowie Essen auf Rädern. 
 
§ 3 Vergütung 
 
(1) 1Der Mitarbeiter erhält eine Vergütung nach Vergütungsgruppe 11 Stufe 1 der 
Regelvergütungstabelle in Anlage 3 zu den AVR. 2Im Jahr 2014 beträgt die Vergü-
tung abweichend von Satz 1 82,6 v.H. der in Satz 1 festgelegten Vergütung. 3Im 
Jahr 2015 beträgt die Vergütung abweichend von Satz 1 87,8 v.H. der in Satz 1 
festgelegten Vergütung. 4Im Jahr 2016 beträgt die Vergütung abweichend von 
Satz 1 93 v.H. der in Satz 1 festgelegten Vergütung. 
 
(2) 1Zeitzuschläge werden nach Anlage 6a zu den AVR gezahlt. 2In Abweichung 
von § 2 der Anlage 6a zu den AVR richtet sich die Stundenvergütung nach der in 
Absatz 1 festgelegten Monatsvergütung. 3Die Zeitzuschläge für Überstunden be-
tragen je Stunde 25 v.H. 
 
§ 4 Sonstige Bestimmungen 
 
1Die Bestimmungen des § 2a Absätze 3 bis 6, 10, 13, und 22 Allgemeiner Teil, der 
Anlage 1 Abschnitte II, IIb, III, IV, V, VII, VIIa, VIII, VIIIa und XIV, der Anlagen 2a, 2b, 
2c, 2d, 3a, 7, 7a, 14 Abschnitt II sowie der Anlagen 19, 20, 21, 30, 31, 32 und 33 zu 
den AVR finden keine Anwendung auf Mitarbeiter in Fahrdiensten. 2Ansonsten 
finden die AVR entsprechende Anwendung, soweit vorstehend keine abweichen-
de Regelung vorgesehen ist. 
 
§ 5 Besitzstandsregelung 
 
(1) Für Mitarbeiter, denen bis zum 31.12.2013 eine Vergütung nach der Anlage 2 zu 
den AVR schriftlich zugesagt worden ist oder die bis zum 31.12.2013 eine Vergü-
tung nach der Anlage 2 zu den AVR erhalten haben, finden die vorstehenden Re-
gelungen keine Anwendung. 
 
(2) Mitarbeitern, denen bis zum 31.12.2013 eine höhere als die unter § 3 genannte 
Vergütung zugesagt worden ist oder die bis zum 31.12.2013 eine höhere als die 
unter § 3 genannte Vergütung erhalten haben, wird die höhere Vergütung fortge-
zahlt. 
 
§ 4 In-Kraft-Treten  
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Diese Regelung tritt zum 1. Januar 2014 in Kraft.“ 
 

2. Diese Änderungen treten zum 1. Januar 2014 in Kraft. 
 

IV. 
 

1. § 15 der Anlage 31 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst:  
 
„§ 15 Leistungsentgelt bzw. Sozialkomponente 
 
(1) Das Leistungsentgelt bzw. die Sozialkomponente sollen dazu beitragen, die 
caritativen Dienstleistungen zu verbessern. 
 
(2) 1Ein Leistungsentgelt bzw. eine Sozialkomponente können nur durch eine er-
gänzende Dienstvereinbarung mit der Mitarbeitervertretung nach § 38 MAVO ein-
geführt werden. 2Der persönliche Geltungsbereich einer solchen ergänzenden 
Dienstvereinbarung ist auf Mitarbeiter im Sinne von § 3 MAVO beschränkt. 3Eine 
Dienstvereinbarung, die auch Mitarbeiter erfasst, die in den Geltungsbereich der 
Anlagen 32 und 33 zu den AVR fallen, ist möglich.4Kommt eine Dienstvereinba-
rung vor Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres für das jeweilige Kalenderjahr nicht 
zustande, findet Absatz 4 Anwendung. 5Für leitende Mitarbeiter nach § 3 Abs. 2 
Nr. 2 bis 4 MAVO gilt Absatz 4, sofern individualrechtlich nichts anderes verein-
bart wurde. 
 
(3) 1Das für das Leistungsentgelt bzw. die Sozialkomponente zur Verfügung ste-
hende Gesamtvolumen entspricht  
 
im Jahr  2012:  1,75 v.H.,  
ab dem Jahr  2013:  2,00 v.H.  
 
der ab Inkrafttreten dieser Anlage im jeweiligen Kalenderjahr gezahlten ständigen 
Monatsentgelte aller unter den Geltungsbereich dieser Anlage fallenden Mitarbei-
ter der jeweiligen Einrichtung im Sinne von § 1 MAVO. 2Das zur Verfügung ste-
hende Gesamtvolumen ist zweckentsprechend zu verwenden. 3Wird eine die An-
lagen 31, 32 und 33 übergreifende Dienstvereinbarung geschlossen, können die 
für das Leistungsentgelt bzw. die Sozialkomponente zur Verfügung stehenden 
Gesamtvolumen der jeweiligen Anlagen zusammengerechnet werden.  

 
Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1:   
1Ständige Monatsentgelte sind insbesondere das Tabellenentgelt (ohne Sozial-
versicherungsbeiträge des Dienstgebers und dessen Beiträge für die Zusatzver-
sorgung), die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen sowie Entgelt im Krank-
heitsfall und bei Urlaub, soweit diese Entgelte in dem betreffenden Kalenderjahr 
ausgezahlt worden sind; nicht einbezogen sind dagegen insbesondere Abfindun-
gen, Aufwandsentschädigungen, Besitzstandszulagen, Einmalzahlungen, Jahres-
sonderzahlungen, Leistungsentgelte, Strukturausgleiche, unständige Entgeltbe-
standteile und Entgelte der Mitarbeiter im Sinne des § 3 Absatz (g) des Allgemei-
nen Teils zu den AVR. 2Unständige Entgeltbestandteile können betrieblich einbe-
zogen werden. 
 
Anmerkung zu Abs. 3:   
Ab dem Jahr 2012 strebt die Arbeitsrechtliche Kommission an, den Vomhundert-
satz des TVöD zu übernehmen. 
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(4) 1Kommt eine Dienstvereinbarung im jeweiligen Kalenderjahr für das jeweilige 
Kalenderjahr weder zum Leistungsentgelt noch zur Sozialkomponente zu Stande, 
wird aus dem nach Absatz 3 Satz 1 zur Verfügung stehenden jährlichen Gesamt-
volumen mit dem Entgelt für den Monat Januar des Folgejahres eine Einmalzah-
lung an alle Mitarbeiter, die unter den Geltungsbereich dieser Anlage fallen, aus-
geschüttet. 2Die Auszahlung an den einzelnen Mitarbeiter erfolgt in Höhe des in 
Absatz 3 Satz 1 genannten Vomhundertsatzes der im jeweiligen Kalenderjahr an 
ihn gezahlten ständigen Monatsentgelte im Sinne der Anmerkung zu Absatz 3 
Satz 1. 3Endet das Dienstverhältnis unterjährig, ist die Einmalzahlung am letzten 
Tag des Dienstverhältnisses auszuschütten. 4In den ersten 12 Monaten nach In-
krafttreten dieser Anlage wird das Leistungsentgelt nach Absatz 3 monatlich aus-
gezahlt. 5Eine Dienstvereinbarung ist für diesen Zeitraum ausgeschlossen. 
 
(5) a) 1Soweit in einer Einrichtung im Sinne des § 1 MAVO das Gesamtvolumen 
aus dem Kalenderjahr 2012 nicht vollständig ausgeschüttet worden ist, ist der 
vorhandene Restbetrag an alle Mitarbeiter dieser Anlage mit dem Entgelt des Mo-
nats Januar 2014 auszuzahlen, sofern sie an mindestens einem Tag des Monats 
Januar 2014 Anspruch auf Tabellenentgelt hatten. 2Unter Tabellenentgelt fällt: 
Entgelt, Urlaubsvergütung, Krankenbezüge bzw. Krankengeldzuschuss. 3Dies gilt 
auch, wenn nur wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungsträ-
gers Krankengeldzuschuss nicht bezahlt wird. 4Einem Anspruch auf Entgelt 
gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechen-
der gesetzlicher Leistungen und der Bezug von Mutterschaftsgeld. 5Im Falle eines 
Dienstgeberwechsels im Monat Januar 2014 wird kein weiterer Anspruch beim 
neuen Dienstgeber begründet.  

 
b) 1Die Höhe der Auszahlung an den einzelnen Mitarbeiter bemisst sich nach der 
Formel: 
 

݃݊ݑ݈݄ܽݖݏݑܣ	ݎ݁݀	ö݄݁ܪ ൌ
X ∗ Y୧୬ୢ୧୴୧ୢ୳ୣ୪୪

Y୥ୣୱୟ୫୲
	

	
X   = im Januar 2013 vorhandener Restbetrag des Gesamt- 
   volumens gemäß Absatz 3 Satz 1 aus dem Kalenderjahr 2012 
 
Yindividuell = auf den einzelnen Mitarbeiter fallender Anteil am Gesamt- 
   volumen des Kalenderjahres 2013 gemäß Absatz 3 Satz 1  
   i.V.m. Abs. 4 Satz 2 

 
Ygesamt   = das im Monat Januar 2014 auszuschüttende Gesamtvolumen 
   der ständigen Monatsentgelte gemäß Absatz 3 Satz 1.“  
 

2. § 15 der Anlage 32 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst:  
 
„§ 15 Leistungsentgelt bzw. Sozialkomponente 
 
(1) Das Leistungsentgelt bzw. die Sozialkomponente sollen dazu beitragen, die 
caritativen Dienstleistungen zu verbessern. 
 
(2) 1Ein Leistungsentgelt bzw. eine Sozialkomponente können nur durch eine er-
gänzende Dienstvereinbarung mit der Mitarbeitervertretung nach § 38 MAVO ein-
geführt werden. 2Der persönliche Geltungsbereich einer solchen ergänzenden 
Dienstvereinbarung ist auf Mitarbeiter im Sinne von § 3 MAVO beschränkt. 3Eine 
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Dienstvereinbarung, die auch Mitarbeiter erfasst, die in den Geltungsbereich der 
Anlagen 31 und 33 zu den AVR fallen, ist möglich.4Kommt eine Dienstvereinba-
rung vor Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres für das jeweilige Kalenderjahr nicht 
zustande, findet Absatz 4 Anwendung. 5Für leitende Mitarbeiter nach § 3 Abs. 2 
Nr. 2 bis 4 MAVO gilt Absatz 4, sofern individualrechtlich nichts anderes verein-
bart wurde. 
 
(3) 1Das für das Leistungsentgelt bzw. die Sozialkomponente zur Verfügung ste-
hende Gesamtvolumen entspricht  
 
im Jahr  2012:  1,75 v.H.,  
ab dem Jahr  2013:  2,00 v.H.  
 
der ab Inkrafttreten dieser Anlage im jeweiligen Kalenderjahr gezahlten ständigen 
Monatsentgelte aller unter den Geltungsbereich dieser Anlage fallenden Mitarbei-
ter der jeweiligen Einrichtung im Sinne von § 1 MAVO. 2Das zur Verfügung ste-
hende Gesamtvolumen ist zweckentsprechend zu verwenden. 3Wird eine die An-
lagen 31, 32 und 33 übergreifende Dienstvereinbarung geschlossen, können die 
für das Leistungsentgelt bzw. die Sozialkomponente zur Verfügung stehenden 
Gesamtvolumen der jeweiligen Anlagen zusammengerechnet werden.  

 
Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1:  
1Ständige Monatsentgelte sind insbesondere das Tabellenentgelt (ohne Sozial-
versicherungsbeiträge des Dienstgebers und dessen Beiträge für die Zusatzver-
sorgung), die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen sowie Entgelt im Krank-
heitsfall und bei Urlaub, soweit diese Entgelte in dem betreffenden Kalenderjahr 
ausgezahlt worden sind; nicht einbezogen sind dagegen insbesondere Abfindun-
gen, Aufwandsentschädigungen, Besitzstandszulagen, Einmalzahlungen, Jahres-
sonderzahlungen, Leistungsentgelte, Strukturausgleiche, unständige Entgeltbe-
standteile und Entgelte der Mitarbeiter im Sinne des § 3 Absatz (g) des Allgemei-
nen Teils zu den AVR. 2Unständige Entgeltbestandteile können betrieblich einbe-
zogen werden. 
 
Anmerkung zu Abs. 3:   
Ab dem Jahr 2012 strebt die Arbeitsrechtliche Kommission an, den Vomhundert-
satz des TVöD zu übernehmen. 
 
(4) 1Kommt eine Dienstvereinbarung im jeweiligen Kalenderjahr für das jeweilige 
Kalenderjahr weder zum Leistungsentgelt noch zur Sozialkomponente zu Stande, 
wird aus dem nach Absatz 3 Satz 1 zur Verfügung stehenden jährlichen Gesamt-
volumen mit dem Entgelt für den Monat Januar des Folgejahres eine Einmalzah-
lung an alle Mitarbeiter, die unter den Geltungsbereich dieser Anlage fallen, aus-
geschüttet. 2Die Auszahlung an den einzelnen Mitarbeiter erfolgt in Höhe des in 
Absatz 3 Satz 1 genannten Vomhundertsatzes der im jeweiligen Kalenderjahr an 
ihn gezahlten ständigen Monatsentgelte im Sinne der Anmerkung zu Absatz 3 
Satz 1. 3Endet das Dienstverhältnis unterjährig, ist die Einmalzahlung am letzten 
Tag des Dienstverhältnisses auszuschütten. In den ersten 12 Monaten nach In-
krafttreten dieser Anlage wird das Leistungsentgelt nach Absatz 3 monatlich aus-
gezahlt. 5Eine Dienstvereinbarung ist für diesen Zeitraum ausgeschlossen. 
 
(5) a) 1Soweit in einer Einrichtung im Sinne des § 1 MAVO das Gesamtvolumen 
aus dem Kalenderjahr 2012 nicht vollständig ausgeschüttet worden ist, ist der 
vorhandene Restbetrag an alle Mitarbeiter dieser Anlage mit dem Entgelt des Mo-
nats Januar 2014 auszuzahlen, sofern sie an mindestens einem Tag des Monats 
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Januar 2014 Anspruch auf Tabellenentgelt hatten. 2Unter Tabellenentgelt fällt: 
Entgelt, Urlaubsvergütung, Krankenbezüge bzw. Krankengeldzuschuss. 3Dies gilt 
auch, wenn nur wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungsträ-
gers Krankengeldzuschuss nicht bezahlt wird. 4Einem Anspruch auf Entgelt 
gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechen-
der gesetzlicher Leistungen und der Bezug von Mutterschaftsgeld. 5Im Falle eines 
Dienstgeberwechsels im Monat Januar 2014 wird kein weiterer Anspruch beim 
neuen Dienstgeber begründet.  

 
b) 1Die Höhe der Auszahlung an den einzelnen Mitarbeiter bemisst sich nach der 
Formel: 
 

݃݊ݑ݈݄ܽݖݏݑܣ	ݎ݁݀	ö݄݁ܪ ൌ
X ∗ Y୧୬ୢ୧୴୧ୢ୳ୣ୪୪

Y୥ୣୱୟ୫୲
	

	
X   = im Januar 2013 vorhandener Restbetrag des Gesamt- 
   volumens gemäß Absatz 3 Satz 1 aus dem Kalenderjahr 2012 
 
Yindividuell = auf den einzelnen Mitarbeiter fallender Anteil am Gesamt- 
   volumen des Kalenderjahres 2013 gemäß Absatz 3 Satz 1  
   i.V.m. Abs. 4 Satz 2 

 
Ygesamt   = das im Monat Januar 2014 auszuschüttende Gesamtvolumen 
   der ständigen Monatsentgelte gemäß Absatz 3 Satz 1.“   
 

3. § 14 der Anlage 33 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst:  
 
„§ 14 Leistungsentgelt bzw. Sozialkomponente 
 
(1) Das Leistungsentgelt bzw. die Sozialkomponente sollen dazu beitragen, die 
caritativen Dienstleistungen zu verbessern.  
 
(2) 1Ein Leistungsentgelt bzw. eine Sozialkomponente können nur durch eine er-
gänzende Dienstvereinbarung mit der Mitarbeitervertretung nach § 38 MAVO ein-
geführt werden. 2Der persönliche Geltungsbereich einer solchen ergänzenden 
Dienstvereinbarung ist auf Mitarbeiter im Sinne von § 3 MAVO beschränkt. 3Eine 
Dienstvereinbarung, die auch Mitarbeiter erfasst, die in den Geltungsbereich der 
Anlagen 31 und 32 zu den AVR fallen, ist möglich.4Kommt eine Dienstvereinba-
rung vor Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres für das jeweilige Kalenderjahr nicht 
zustande, findet Absatz 4 Anwendung. 5Für leitende Mitarbeiter nach § 3 Abs. 2 
Nr. 2 bis 4 MAVO gilt Absatz 4, sofern individualrechtlich nichts anderes verein-
bart wurde. 
 
(3) 1Das für das Leistungsentgelt bzw. die Sozialkomponente zur Verfügung ste-
hende Gesamtvolumen entspricht  
 
im Jahr  2012:  1,75 v.H.,  
ab dem Jahr  2013:  2,00 v.H.  
 
der ab Inkrafttreten dieser Anlage im jeweiligen Kalenderjahr gezahlten ständigen 
Monatsentgelte aller unter den Geltungsbereich dieser Anlage fallenden Mitarbei-
ter der jeweiligen Einrichtung im Sinne von § 1 MAVO. 2Das zur Verfügung ste-
hende Gesamtvolumen ist zweckentsprechend zu verwenden. 3Wird eine die An-
lagen 31, 32 und 33 übergreifende Dienstvereinbarung geschlossen, können die 
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für das Leistungsentgelt bzw. die Sozialkomponente zur Verfügung stehenden 
Gesamtvolumen der jeweiligen Anlagen zusammengerechnet werden.  

 
Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1:  
1Ständige Monatsentgelte sind insbesondere das Tabellenentgelt (ohne Sozial-
versicherungsbeiträge des Dienstgebers und dessen Beiträge für die Zusatzver-
sorgung), die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen sowie Entgelt im Krank-
heitsfall und bei Urlaub, soweit diese Entgelte in dem betreffenden Kalenderjahr 
ausgezahlt worden sind; nicht einbezogen sind dagegen insbesondere Abfindun-
gen, Aufwandsentschädigungen, Besitzstandszulagen, Einmalzahlungen, Jahres-
sonderzahlungen, Leistungsentgelte, Strukturausgleiche, unständige Entgeltbe-
standteile und Entgelte der Mitarbeiter im Sinne des § 3 Absatz (g) des Allgemei-
nen Teils zu den AVR. 2Unständige Entgeltbestandteile können betrieblich einbe-
zogen werden. 
 
Anmerkung zu Abs. 3:  
Ab dem Jahr 2012 strebt die Arbeitsrechtliche Kommission an, den Vomhundert-
satz des TVöD zu übernehmen. 
 
(4) 1Kommt eine Dienstvereinbarung im jeweiligen Kalenderjahr für das jeweilige 
Kalenderjahr weder zum Leistungsentgelt noch zur Sozialkomponente zu Stande, 
wird aus dem nach Absatz 3 Satz 1 zur Verfügung stehenden jährlichen Gesamt-
volumen mit dem Entgelt für den Monat Januar des Folgejahres eine Einmalzah-
lung an alle Mitarbeiter, die unter den Geltungsbereich dieser Anlage fallen, aus-
geschüttet. 2Die Auszahlung an den einzelnen Mitarbeiter erfolgt in Höhe des in 
Absatz 3 Satz 1 genannten Vomhundertsatzes der im jeweiligen Kalenderjahr an 
ihn gezahlten ständigen Monatsentgelte im Sinne der Anmerkung zu Absatz 3 
Satz 1. 3Endet das Dienstverhältnis unterjährig, ist die Einmalzahlung am letzten 
Tag des Dienstverhältnisses auszuschütten. 4In den ersten 12 Monaten nach In-
krafttreten dieser Anlage wird das Leistungsentgelt nach Absatz 3 monatlich aus-
gezahlt. 5Eine Dienstvereinbarung ist für diesen Zeitraum ausgeschlossen. 
 
(5) a) 1Soweit in einer Einrichtung im Sinne des § 1 MAVO das Gesamtvolumen 
aus dem Kalenderjahr 2012 nicht vollständig ausgeschüttet worden ist, ist der 
vorhandene Restbetrag an alle Mitarbeiter dieser Anlage mit dem Entgelt des Mo-
nats Januar 2014 auszuzahlen, sofern sie an mindestens einem Tag des Monats 
Januar 2014 Anspruch auf Tabellenentgelt hatten. 2Unter Tabellenentgelt fällt: 
Entgelt, Urlaubsvergütung, Krankenbezüge bzw. Krankengeldzuschuss. 3Dies gilt 
auch, wenn nur wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungsträ-
gers Krankengeldzuschuss nicht bezahlt wird. 4Einem Anspruch auf Entgelt 
gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechen-
der gesetzlicher Leistungen und der Bezug von Mutterschaftsgeld. 5Im Falle eines 
Dienstgeberwechsels im Monat Januar 2014 wird kein weiterer Anspruch beim 
neuen Dienstgeber begründet.  

 
b) 1Die Höhe der Auszahlung an den einzelnen Mitarbeiter bemisst sich nach der 
Formel: 
 

݃݊ݑ݈݄ܽݖݏݑܣ	ݎ݁݀	ö݄݁ܪ ൌ
X ∗ Y୧୬ୢ୧୴୧ୢ୳ୣ୪୪

Y୥ୣୱୟ୫୲
	

	
X   = im Januar 2013 vorhandener Restbetrag des Gesamt- 
   volumens gemäß Absatz 3 Satz 1 aus dem Kalenderjahr 2012 
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Yindividuell = auf den einzelnen Mitarbeiter fallender Anteil am Gesamt- 
   volumen des Kalenderjahres 2013 gemäß Absatz 3 Satz 1  
   i.V.m. Abs. 4 Satz 2 

 
Ygesamt   = das im Monat Januar 2014 auszuschüttende Gesamtvolumen 
   der ständigen Monatsentgelte gemäß Absatz 3 Satz 1.“  

 
4. Diese Änderungen treten zum 1. November 2013 in Kraft. 

 
 
Fulda, den 10. Oktober 2013 
 
 
 
Unterschrift des Vorsitzenden 
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B. 
 

Erläuterungen 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt der beantragten Änderungen 
 

I. 
 

Änderung der Höhe der Jahressonderzahlung 
der Entgeltgruppe S9 der Anlage 33 zu den AVR 

 
Mitarbeitende in der Entgeltgruppe S8 der Anlage 33 AVR erhalten eine Jahressonderzahlung 
in Höhe von 90%. Mitarbeitende in der Entgeltgruppe S9 der Anlage 33 AVR erhalten eine Jah-
ressonderzahlung in Höhe von 80%. Die Gehaltsdifferenz zwischen den Monatsentgelten in 
Entgeltgruppe S8 und Entgeltgruppe S9 ist teilweise so gering, dass durch die höhere Jahres-
sonderzahlung in der Entgeltgruppe S8 diese Mitarbeiter ein insgesamt höheres Jahresein-
kommen erzielen als Mitarbeiter in der Entgeltgruppe S9. 
 
In den ersten Jahren der Berufstätigkeit in der Entgeltgruppe S9 wird dieser Unterschied durch 
die verlängerte Stufenlaufzeit in der Stufe 4 (8 statt 4 Jahre) und der Stufe 5 (10 statt 5 Jahre) 
der Entgeltgruppe S8 kompensiert. Mitarbeitende in der Entgeltgruppe S8 kommen somit nur 
verlangsamt in die nächsthöhere Stufe. Nach Erreichen der Endstufe, also der Stufe 6, gibt es 
allerdings beim Jahresvergleich keine Kompensation mehr. Mitarbeitende, die z.B. in Fallgrup-
pe 1 der Entgeltgruppe S9 fachlich koordinierende Aufgaben übernehmen, erhalten ein gerin-
geres Jahreseinkommen als die in der Entgeltgruppe S8 eingruppierten, von ihnen koordinier-
ten Mitarbeitenden. 
 
Dies ist auch mit dem Hinweis auf ein höheres Berufslebenseinkommen nicht vermittelbar. Es 
wird von den Betroffenen als Ungerechtigkeit im System empfunden und verhindert die Gewin-
nung von geeignetem Fachpersonal für die verantwortlicheren Tätigkeiten. Durch die hier vor-
gelegte Veränderung wird die Systematik behutsam korrigiert und lediglich in der Endstufe, Stu-
fe 6, ein Ausgleich geschaffen, um den direkten Tarifvergleich zu Gunsten der Entgeltgruppe 
S9 zu gestalten. 

 
II. 

 
Änderung des § 2 Abs. 3 der Anlage 22 zu den AVR 

 
Mit dem Pflegeneuausrichtungsgesetz (PNG) hat der Gesetzgeber zum 01.01.2013 die Mög-
lichkeit geschaffen, Betreuungsleistungen als Sachleistungen nach § 36 SGB XI mit der Pfle-
gekasse abzurechnen. Mit der gleichzeitigen Einführung einer Zeitvergütung soll die Möglich-
keit geschaffen werden, Betreuung als zeitgebundene Leistung, beispielsweise für zwei Stun-
den, einzukaufen. 
 
Der Anspruch auf Betreuungsleistungen als Sachleistung setzt voraus, dass die Grundpflege 
und die hauswirtschaftliche Versorgung im Einzelfall sichergestellt sind (§ 36 Abs. 1 SGB XI). 
Insofern sind pflegerische und hauswirtschaftliche Leistungen sowie betreuerische Leistungen 
voneinander zu trennen. 
 
Damit werden betreuerische Leistungen, die bislang vom Pflegebedürftigen ohne Zuschuss der 
Pflegeversicherung bezahlt werden mussten, unter der Voraussetzung, dass Pflege und haus-
wirtschaftliche Versorgung sichergestellt sind, auch mit der Pflegekasse abrechnungsfähig. 
Zumindest ein Teil der Leistungen, die bislang von Alltagsbegleitern in der häuslichen Betreu-
ung erbracht werden, werden damit unter Umständen zu Sachleistungen nach § 36 SGB XI. 
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Die bisherige Regelung in der Anlage 22 AVR schließt in Absatz 3 Sachleistungen nach § 36 
SGB XI grundsätzlich aus.  
 
Bei der Alltagsbegleitung handelt es sich nicht um eine Pflegesachleistung nach § 36 SGB XI, 
nicht um ein Angebot nach §§ 45b Abs. 1 Nr. 1 und 2 SGB XI und nicht um eine Leistung der 
häuslichen Krankenpflege nach § 37 SGB V. 
 
Damit könnten diese Leistungen in Zukunft nicht mehr durch Alltagsbegleiter erbracht werden, 
denn es kann nie vorab ausgeschlossen werden, dass auch Leistungen nach § 36 SGB XI für 
die Betreuung eingesetzt werden.  
 
Der Absatz 3 muss daher dahingehend präzisiert werden, dass pflegerische und hauswirt-
schaftliche Leistungen weiterhin nicht durch Alltagsbegleiter erbracht werden können. Gleich-
zeitig muss sichergestellt werden, dass die Erbringung betreuerischer Leistungen durch All-
tagsbegleiter unabhängig von der Kostenträgerschaft möglich bleibt. 
 

III. 
 

Sonderregelung für Fahrdienste 
 
Wegen des Fehlens einer an der gewerblichen Wirtschaft orientierten Vergütung in einigen Be-
reichen, wie z. B. dem Fahrdienst, Sitzwachen, offene Ganztagsschule und zur Kompensation 
struktureller Defizite bei der Eingruppierung von ungelernten Mitarbeitern, wurde vom Aus-
schuss Fahrdienste zur Vermeidung einer Auslagerung von Wirtschaftszweigen aus dem Be-
reich der Caritas aus Kostengründen und zum Erhalt von Diensten und Einrichtungen im Be-
reich der geringfügigen Beschäftigung nach Lösungen gesucht. Insgesamt sind derzeit 9,3 Pro-
zent der Beschäftigten im Bereich der Caritas geringfügig beschäftigt. Mit Beschluss vom 
21.10.2010 hat die Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission für geringfügig Be-
schäftigte eine Regelung in Abschnitt IIb der Anlage 1 zu den AVR getroffen.  
 
Aufgrund der Befristung auf drei Jahre läuft die Regelung am 31.12.2013 aus. Die hohen Be-
schäftigungszahlen in diesem Bereich und die Kostensteigerungen, die mit dem Auslaufen der 
Regelung verbunden sind, machen es notwendig, nach angemessenen Lösungen und Nach-
folgeregelungen unter Beachtung der gesetzlichen Regelungen und der ergangenen Recht-
sprechung zur Frage der Gleichbehandlung von geringfügig Beschäftigten zu suchen. Dabei 
soll das wirtschaftliche Überleben der Dienste und Einrichtungen und damit auch die Arbeits-
plätze der betroffenen Mitarbeiter gesichert werden. 
 
Bereits der Spruch des Vermittlungsausschusses vom 19.02.2009 zur Abschaffung der Anlage 
18 zu den AVR wies in eine ähnliche Richtung: 
 
„Gleichwohl sieht der Vermittlungsausschuss einen deutlichen Bedarf, in verschiedenen Berei-
chen markt- und wettbewerbstaugliche Regelungen zu schaffen, die auch außerhalb des der-
zeitigen Lohnniveaus der AVR liegen können. Er setzt mit dieser Fristsetzung ein klares Signal, 
dass hier ein Handeln der Kommission erwartet wird. Der Vermittlungsausschuss wird seine 
Pflicht wahrnehmen, im Falle der erneuten Anrufung sachgerechte Regelungen vorzuschlagen 
und ggf. zu schaffen.“ 
 
Mit dem Antrag wird der Bereich der Fahrdienste in den Blick genommen. Hier wird, ähnlich der 
Regelung bei den Alltagsbegleitern, eine eigene neue Anlage eingeführt. Zielrichtung ist, eine 
Sonderregelung der Vergütung für den Bereich Fahrdienste in den AVR zu schaffen. Beide Sei-
ten der Arbeitsrechtlichen Kommission, unterstützt durch die Gremien des DCV, sollten sich für 
die Einführung eines Mindestlohns in diesem Bereich einsetzen.  
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IV. 

 
Leistungsentgelt 

 
Mit dem Beschluss werden die Regelungen zum Leistungsentgelt aktualisiert. 

 
Beschlusskompetenz 

 
Die Bundeskommission hat gemäß § 10 Absatz 1 AK-Ordnung eine umfassende Regelungszu-
ständigkeit mit Ausnahme der Bereiche, die ausschließlich den Regionalkommissionen zuge-
wiesen sind. 
 
Da den Regionalkommissionen die Festlegung der Höhe aller Vergütungsbestandteile, des 
Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs innerhalb der 
von Bundesebene vorgegebenen mittleren Werte und Bandbreiten sowie die Zuständigkeit für 
Regelungen der Beschäftigungssicherung übertragen wurden (§ 10 Absatz 2 und Absatz 3 AK-
Ordnung), ergibt sich hieraus im Umkehrschluss eine Zuständigkeit der Bundeskommission für 
alle sonstigen, das heißt manteltariflichen bzw. strukturellen Regelungsgegenstände. Außer-
dem ist die Bundeskommission für die Festlegung der oben genannten mittleren Werte und 
Bandbreiten zuständig. 
 
Im vorliegenden Text werden Strukturveränderungen in den AVR vorgenommen, die in die Zu-
ständigkeit der Bundeskommission fallen. 
 

* * * 


